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Verfassungsgerichtshof 

 

 

ÜBERSETZUNG 

Entscheid Nr. 54/2026 

vom 23. April 2026 
Geschäftsverzeichnisnr. 8451 

AUSZUG 

 

 

 In Sachen: Vorabentscheidungsfrage in Bezug auf Artikel 2.2.6.0.7 des Flämischen 

Steuerkodex vom 13. Dezember 2013, gestellt vom Gericht erster Instanz Ostflandern, 

Abteilung Gent. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, 

 

 zusammengesetzt aus dem emeritierten Präsidenten Luc Lavrysen gemäß Artikel 60bis des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, dem Präsidenten 

Pierre Nihoul, und den Richtern Thierry Giet, Yasmine Kherbache, Danny Pieters, 

Sabine de Bethune und Magali Plovie, unter Assistenz des Kanzlers Frank Meersschaut, unter 

dem Vorsitz des emeritierten Präsidenten Luc Lavrysen, 

 

 erlässt nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

 

  I.  Gegenstand der Vorabentscheidungsfrage und Verfahren 

 

 In seinem Urteil vom 20. Marz 2025, dessen Ausfertigung am 3. April 2025 in der Kanzlei 

des Gerichtshofes eingegangen ist, hat das Gericht erster Instanz Ostflandern, Abteilung Gent, 

folgende Vorabentscheidungsfrage gestellt: 

 

 « Verstößt Artikel 2.2.6.0.7 des Flämischen Steuerkodex gegen die Artikel 10, 11 und 172 

der Verfassung in Verbindung mit den allgemeinen Grundsätzen der Rechtssicherheit und der 

Rechte der Verteidigung sowie mit Artikel 1 des ersten Zusatzprotokolls zur Europäischen 

Menschenrechtskonvention, dahin ausgelegt, dass die Befreiung von der Kraftfahrzeugsteuer, 

die für Plug-in-Hybridfahrzeuge mit einem maximalen CO2-Ausstoß von 50 Gramm pro 

Kilometer gewährt wird, wenn das Fahrzeug spätestens am 31. Dezember 2020 zugelassen ist, 

verlorengeht, wenn der Antrag auf Zulassung zwar rechtzeitig vor dem 31. Dezember 2020 per 

Einschreiben der zuständigen Dienststelle der DIV (Verzeichnis der Generaldirektion Mobilität 

und Verkehrssicherheit) übermittelt wurde, wobei es sich um eine dem Steuerpflichtigen 

gebotene Möglichkeit handelt, die tatsächliche Zulassung durch die DIV aufgrund eines vom 

Steuerpflichtigen nicht zu vertretenden Umstandes jedoch erst nach Ablauf des Termins vom 

31. Dezember 2020 erfolgt, wobei ebenfalls zu berücksichtigen ist, dass bei einem Antrag auf 
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Zulassung über die Website WebDIV, d.h. der anderen dem Steuerpflichtigen gebotenen 

Möglichkeit, die Zulassung bereits sofort oder am nächsten Tag wirksam wird? ». 

 

(…) 

 

 

  III.  Rechtliche Würdigung 

 

(…) 

 

 B.1.1.  Das vorlegende Rechtsprechungsorgan befragt den Gerichtshof zur Vereinbarkeit 

von Artikel 2.2.6.0.7 des Flämischen Steuerkodex vom 13. Dezember 2013 mit den 

Artikeln 10, 11 und 172 der Verfassung in Verbindung mit den allgemeinen Grundsätzen der 

Rechtssicherheit und der Rechte der Verteidigung und mit Artikel 1 des ersten Zusatzprotokolls 

zur Europäischen Menschenrechtskonvention, dahin ausgelegt, dass die Befreiung von der 

Kraftfahrzeugsteuer, die für Plug-in-Hybridfahrzeuge mit einem maximalen CO2-Ausstoß von 

50 Gramm pro Kilometer gewährt werde, wenn das Fahrzeug spätestens am 

31. Dezember 2020 zugelassen sei, verlorengehe, wenn der Antrag auf Zulassung zwar vor 

Ablauf der Frist per Einschreiben zur Post aufgegeben werde, jedoch die Zulassung von dem 

Dienst für die Fahrzeugzulassung (DIV) erst danach vorgenommen werde. Dies hätte zur Folge, 

dass die Befreiung von der Kraftfahrzeugsteuer von der rechtzeitigen Handlung der zuständigen 

Behörde abhänge, worauf der Steuerpflichtige keinen Einfluss habe. Außerdem entstehe 

hierdurch ein Behandlungsunterschied in Abhängigkeit davon, ob der Steuerpflichtige die 

Fahrzeugzulassung digital oder per Einschreiben beantrage. 

 

 B.1.2.  Aus der Vorlageentscheidung lässt sich ableiten, dass die vor dem vorlegenden 

Rechtssprechungsorgan anhängige Rechtssache ein Fahrzeug betrifft, das vor dem 

12. Oktober 2020 bestellt und nach dem 31. Dezember 2020 zugelassen wurde, wobei jedoch 

die in der Übergangsregelung festgelegte Voraussetzung, die erforderlichen Daten vor dem 

15. Januar 2021 bei der flämischen Verwaltung einzureichen, nicht erfüllt wurde. 

 

 Der Gerichtshof beschränkt seine Prüfung der Vorabentscheidungsfrage auf diese 

Hypothese. 
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 B.2.1.  Die Artikel 10 und 11 der Verfassung gewährleisten den Grundsatz der Gleichheit 

und Nichtdiskriminierung. 

 

 Der Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung schließt nicht aus, dass ein 

Behandlungsunterschied zwischen Kategorien von Personen eingeführt wird, soweit dieser 

Unterschied auf einem objektiven Kriterium beruht und in angemessener Weise gerechtfertigt 

ist. 

 

 Das Vorliegen einer solchen Rechtfertigung ist im Hinblick auf Zweck und Folgen der 

beanstandeten Maßnahme sowie auf die Art der einschlägigen Grundsätze zu beurteilen; es 

wird gegen den Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung verstoßen, wenn feststeht, 

dass die eingesetzten Mittel in keinem angemessenen Verhältnis zum verfolgten Zweck stehen 

 

 B.2.2.  Kraft Artikel 172 Absatz 2 der Verfassung kann der Gesetzgeber eine 

Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung gewähren. Es gehört zur Ermessensfreiheit des 

Gesetzgebers, bei der Erhebung einer Steuer deren Befreiungen und Modalitäten festzulegen. 

Der Gesetzgeber kann jedoch, ohne gegen die Grundsätze der Gleichheit und 

Nichtdiskriminierung zu verstoßen, nicht gewissen Steuerpflichtigen Befreiungen oder 

Ermäßigungen gewähren und sie anderen, die mit ihnen vergleichbar sind, verweigern, wenn 

dieser Behandlungsunterschied nicht objektiv und sachlich gerechtfertigt ist. 

 

 B.2.3.  Der Grundsatz der Rechtssicherheit erfordert, dass der Inhalt des Rechts 

vorhersehbar und zugänglich ist, und untersagt es dem Gesetzgeber, das Interesse der 

Rechtsunterworfenen an der Vorhersehbarkeit der Rechtsfolgen ihrer Handlungen ohne 

objektive und sachliche Rechtfertigung zu beeinträchtigen. 

 

 B.2.4.  Weder in der Vorabentscheidungsfrage noch in der Begründung der 

Vorlageentscheidung ist angegeben, in welcher Hinsicht die in Frage stehende Bestimmung 

unvereinbar sein soll mit den vorerwähnten Verfassungsbestimmungen in Verbindung mit dem 

allgemeinen Grundsatz der Rechte der Verteidigung und mit Artikel 1 des ersten 

Zusatzprotokolls zur Europäischen Menschenrechtskonvention. 

 

 Insofern ist die Vorabentscheidungsfrage unzulässig. 
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 B.3.1.  Die Kraftfahrtsteuer entsteht gegenüber der natürlichen oder juristischen Person, 

die in der Zulassungsbescheinigung erwähnt ist oder erwähnt sein muss, solange ein Fahrzeug 

auf den Namen dieser Person im Verzeichnis der Generaldirektion Mobilität und 

Verkehrssicherheit eingetragen ist oder eingetragen sein muss (Artikel 2.2.2.0.1 des 

Flämischen Steuerkodex). Die Kraftfahrzeugsteuer entsteht somit ab der Zulassung des 

Fahrzeugs. 

 

 B.3.2.  Für bestimmte Kategorien von Fahrzeugen gewährt der Dekretgeber eine Befreiung 

von der jährlichen Kraftfahrzeugsteuer (Artikel 2.2.6.0.1 bis 2.2.6.0.7 des Flämischen 

Steuerkodex). 

 

 B.4.1.  Artikel 2.2.6.0.7 des Flämischen Steuerkodex, eingeführt durch Artikel 114 des 

flämischen Dekrets vom 18. Dezember 2015 « zur Festlegung von Bestimmungen zur 

Begleitung des Haushalts 2016 », sah eine befristete Befreiung von der Kraftfahrzeugsteuer bis 

zum 31. Dezember 2020 für Plug-in-Hybridfahrzeuge mit einem maximalen CO2-Ausstoß von 

50 Gramm pro Kilometer vor. Mit einer befristeten Befreiungsregelung beabsichtigte der 

Dekretgeber, diese Übergangstechnologie auf dem Weg zu emissionsfreien Fahrzeugen 

vorübergehend zu fördern (Parl. Dok., Flämisches Parlament, 2015-2016, Nr. 544/2, S. 16, und 

Nr. 544/14, SS. 9 und 11). 

 

 B.4.2.  Artikel 2.2.6.0.7 des Flämischen Steuerkodex wurde durch Artikel 55 des 

flämischen Programmdekrets vom 18. Dezember 2020 zum Haushalt 2021 abgeändert, das am 

1. Januar 2021 in Kraft trat. Die in Frage stehende Bestimmung in ihrer in der 

Ausgangsstreitigkeit anwendbaren Fassung lautet somit wie folgt: 

 

 « Er wordt op volgende voertuigen die uiterlijk op 31 december 2020 worden ingeschreven 

in het repertorium van het Directoraat-generaal Mobiliteit en Verkeersveiligheid geen belasting 

geheven op : 

 

 1°  voertuigen waarvan de motor, ook al is het maar gedeeltelijk of tijdelijk, aangedreven 

wordt met aardgas; 

 

 2°  plug-in hybride voertuigen met een maximale CO2-uitstoot van 50 gram per kilometer. 

 

 De vrijstelling, vermeld in het eerste lid, wordt ook toegekend voor voertuigen, die na 

31 december 2020 ingeschreven worden in het repertorium van het Directoraat-generaal 

Mobiliteit en Verkeersveiligheid of bij een vergelijkbare instelling binnen de Europese 

Economische Ruimte of een andere staat en nadien in het repertorium van het 
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Directoraat-generaal Mobiliteit en Verkeersveiligheid, en die voldoen aan de volgende 

voorwaarden : 

 

 1°  het wegvoertuig werd voor 12 oktober 2020 besteld; 

 

 2°  een kopie van de bestelbon wordt aan de bevoegde entiteit van de Vlaamse 

administratie bezorgd voor 15 januari 2021, samen met een formulier, afgeleverd door deze 

entiteit, dat wordt ondertekend door de betrokken belastingplichtige, en dat minstens de 

volgende gegevens bevat : 

 

 a)  hetzij het identificatienummer uit het Rijksregister van de natuurlijke personen, hetzij 

het ondernemingsnummer dat bekend is bij de Kruispuntbank van Ondernemingen, hetzij het 

identificatienummer, vermeld in artikel 8 van de wet van 15 januari 1990 houdende oprichting 

en organisatie van een Kruispuntbank van de sociale zekerheid, van de persoon op wiens naam 

het voertuig ingeschreven werd of zal ingeschreven worden in het repertorium van het 

Directoraat-generaal Mobiliteit en Verkeersveiligheid; 

 

 b)  de voornamen, de achternaam en het domicilieadres van de natuurlijke persoon of de 

naam, de rechtsvorm en het adres van de maatschappelijke zetel van de rechtspersoon op wiens 

naam het voertuig ingeschreven werd of zal ingeschreven worden in het repertorium van het 

Directoraat-generaal Mobiliteit en Verkeersveiligheid. 

 

 Een plug-in hybride voertuig is een voertuig dat aangedreven wordt door een elektrische 

motor en een verbrandingsmotor waarvoor de energie geleverd wordt aan de elektrische motor 

door batterijen die volledig opgeladen kunnen worden via een aansluiting aan een externe 

energiebron buiten het voertuig. 

 

 Het eerste lid, 1°, is alleen van toepassing op de volgende voertuigen van natuurlijke 

personen en andere rechtspersonen dan vennootschappen, autonome overheidsbedrijven en 

verenigingen zonder winstgevend doel, met leasingactiviteiten : 

 

 1°  de wegvoertuigen die vóór 1 juli 2017 worden ingeschreven in het repertorium van het 

Directoraat-generaal Mobiliteit en Verkeersveiligheid; 

 

 2°  de wegvoertuigen die na 30 juni 2017 worden ingeschreven in het repertorium van het 

Directoraat-generaal Mobiliteit en Verkeersveiligheid en waarvan het belastbaar vermogen 

11 fiscale paardenkracht niet te boven gaat; 

 

 3°  de lichte vrachtauto's, de lijkwagens, en de alleenrijdende trekkers, als het andere 

voertuigen zijn dan de voertuigen, vermeld in artikel 2.2.4.0.1, § 6. 

 

 Het eerste lid, 2°, is alleen van toepassing op de wegvoertuigen, de lichte vrachtauto’s, de 

lijkwagens, en de alleenrijdende trekkers als het andere voertuigen zijn dan de voertuigen 

vermeld in artikel 2.2.4.0.1, § 6, van natuurlijke personen en andere rechtspersonen dan 

vennootschappen, autonome overheidsbedrijven en verenigingen zonder winstgevend doel, met 

leasingactiviteiten ». 

 

 B.4.3.  Um die Kontinuität zu gewährleisten, hat der Dekretgeber die Befreiung von der 

jährlichen Kraftfahrzeugsteuer für Plug-in-Hybridfahrzeuge mit einem maximalen 



 

 

ECLI:BE:GHCC:2026:ARR.054 

6 

CO2-Ausstoß von 50 Gramm pro Kilometer beibehalten, die bereits vor dem 1. Januar 2021 

zugelassen waren (Parl. Dok., Flämisches Parlament, 2020-2021, Nr. 513/1, S. 42). 

 

 B.4.4.  Darüber hinaus hat der Dekretgeber eine Übergangsregelung für Fahrzeuge 

vorgesehen, die vor dem 12. Oktober 2020 bestellt, aber erst nach dem 31. Dezember 2020 

zugelassen wurden. Um die Befreiung in Anspruch nehmen zu können, musste der 

Steuerpflichtige bei der zuständigen Stelle der flämischen Verwaltung vor dem 15. Januar 2021 

eine Kopie des Bestellscheins und ein Formular einreichen. 

 

 Diese Übergangsregelung wird in den Vorarbeiten wie folgt begründet: 

 

 « Teneinde voldoende rechtszekerheid te bieden voor de belastingplichtige, voorziet deze 

bepaling in een overgangsregeling voor voertuigen die worden besteld vóór 12 oktober 2020, 

maar pas worden ingeschreven na 31 december 2020. Dit is de eerste werkdag na de principiële 

goedkeuring van voorliggend (ontwerp van) decreet door de Vlaamse Regering. Vanaf deze 

datum was de belastingplichtige op de hoogte van de nieuwe regelgeving ter zake, waarover 

uitgebreid bericht werd in de pers. Daarnaast is dit het ogenblik waarop de beslissingen van de 

Vlaamse Regering worden gepubliceerd op de website. Zoals de Raad van State terecht 

opmerkt, zou een belastingplichtige die vanaf 12 oktober nog een dergelijk voertuig aankoopt 

op de hoogte moeten zijn van deze overgangsregeling en zal hij kunnen inschatten, bijvoorbeeld 

op basis van een contractueel bepaalde leveringstermijn, of hij het gewenste voordeel al dan 

niet nog zal kunnen genieten. Een persoon die een voertuig vóór deze datum wenste te kopen, 

kon deze inschatting niet maken. Dit verantwoordt dan ook dat laatstgenoemde van een 

overgangsregeling kan genieten. Op deze manier wordt er ook beantwoord aan de vaste 

rechtspraak van het Grondwettelijk Hof inzake overgangsregelingen, die stelt dat een verschil 

in behandeling bij een overgangsregeling, redelijk moet zijn verantwoord en niet op 

buitensporige wijze afbreuk mag doen aan het vertrouwensbeginsel. Met voormelde aanpassing 

wordt derhalve een gevolg gegeven aan de opmerking van de Raad van State in haar advies in 

dat verband. 

 

 De belastingplichtige kan er in dat geval voor opteren om alsnog onder het 

toepassingsgebied van de vrijstelling te vallen. Daarvoor dienen er twee voorwaarden 

cumulatief te worden vervuld : 

 

 1°  het voertuig dient effectief vóór 12 oktober 2020 te zijn besteld door de 

belastingplichtige; 

 

 2°  de belastingplichtige bezorgt een kopie van de bestelbon aan de bevoegde entiteit van 

de Vlaamse administratie vóór 15 januari 2021. Daarnaast bezorgt hij ook een formulier, dat 

door de Vlaamse administratie werd afgeleverd. Dit formulier dient de belastingplichtige te 

ondertekenen en bevat de volgende gegevens : 

 

 a)  hetzij het identificatienummer uit het Rijksregister van de natuurlijke persoon, hetzij 

het ondernemingsnummer dat bekend is bij de Kruispuntbank van Ondernemingen, hetzij het 

identificatienummer, vermeld in artikel 8 van de wet van 15 januari 1990 houdende oprichting 
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en organisatie van een Kruispuntbank van de sociale zekerheid, van de persoon op wiens naam 

het voertuig ingeschreven werd of zal ingeschreven worden in het repertorium van het 

Directoraat-generaal Mobiliteit en Verkeersveiligheid; 

 

 b)  de voornamen, de achternaam en het domicilieadres van de natuurlijke persoon of de 

naam, de rechtsvorm en het adres van de maatschappelijke zetel van de rechtspersoon op wiens 

naam het voertuig ingeschreven werd of zal ingeschreven worden in het repertorium van het 

Directoraat-generaal Mobiliteit en Verkeersveiligheid. 

 

 Indien de belastingplichtige verkiest om onder de vrijstelling te vallen en de nodige 

formaliteiten vervult, is deze keuze definitief en onherroepbaar » (ebenda, SS. 42 und 43). 

 

 B.5.  Folglich kann nicht vorgebracht werden, dass den Steuerpflichtigen in der in Frage 

stehenden Fallkonstellation die Befreiung von der jährlichen Kraftfahrzeugsteuer für 

Plug-in-Hybridfahrzeuge verwehrt wird, weil sie nicht in der Lage waren, etwaige durch die 

zuständige Behörde verursachte Verzögerungen bei der Zulassung des Fahrzeugs 

vorherzusehen. Wie aus den in B.4.4 angeführten Vorarbeiten hervorgeht, zielt die 

Übergangsregelung darauf ab, Rechtssicherheit für Steuerpflichtige zu schaffen, deren 

Fahrzeug vor dem 12. Oktober 2020 bestellt, jedoch erst nach dem 31. Dezember 2020 

zugelassen wurde. Diese Steuerpflichtigen konnten dennoch eine Befreiung von der jährlichen 

Kraftfahrzeugsteuer erhalten, sofern sie die erforderlichen Unterlagen rechtzeitig bei der 

zuständigen Stelle der flämischen Verwaltung einreichten. Daraus folgt, dass die 

Steuerpflichtigen in der in Frage stehenden Fallkonstellation in der Lage waren, die 

Rechtsfolgen ihres Handelns vorherzusehen. Darüber hinaus wird damit einer möglichen 

unterschiedlichen Bearbeitungszeit Rechnung getragen, die dadurch entstehen könnte, dass der 

Antrag auf Zulassung digital oder per Einschreiben eingereicht wird. 

 

 B.6.  Artikel 2.2.6.0.7 des Flämischen Steuerkodex ist vereinbar mit den Artikeln 10, 11 

und 172 der Verfassung in Verbindung mit dem allgemeinen Grundsatz der Rechtssicherheit. 
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 Aus diesen Gründen: 

 

 Der Gerichtshof 

 

 erkennt für Recht: 

 

 Artikel 2.2.6.0.7 des Flämischen Steuerkodex vom 13. Dezember 2013 verstößt nicht 

gegen die Artikel 10, 11 und 172 der Verfassung in Verbindung mit dem allgemeinen 

Grundsatz der Rechtssicherheit. 

 

 Erlassen in niederländischer und französischer Sprache, gemäß Artikel 65 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, am 23. April 2026. 

 

 

 

Der Kanzler, Der em. Präsident, 

 

 

(gez.) Frank Meersschaut (gez.) Luc Lavrysen 

 


